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Hausanschrift: 

Sächsisches Staatsministerium 

für Infrastruktur und  

Landesentwicklung 

 

Archivstraße 1 

01097 Dresden 

 

www.smil.sachsen.de 

 

Verkehrsverbindung: 

Zu erreichen mit den Straßen-

bahnlinien 3, 6, 7, 8, 13 

 

Für Besucher mit Behinderungen 

befinden sich gekennzeichnete 

Parkplätze am Königsufer. 

Für alle Besucherparkplätze gilt: 

Bitte beim Pfortendienst melden. 

  

Bitte beachten Sie die allgemei-

nen Hinweise zur Verarbeitung 

personenbezogener Daten durch 

das Sächsische Staatsministe-

rium für Infrastruktur und  

Landesentwicklung zur Erfüllung 

der Informationspflichten nach der 

Europäischen Datenschutz-

Grundverordnung auf 

www.smil.sachsen.de 
 

Die Staatsministerin 

 
 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 

 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Eric Recke (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/7265 
Thema: Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung im Planungsverfahren der 

„Teilfortschreibung Erneuerbare Energien“ des Regionalplans 
Leipzig-Westsachsen 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt: 
 
„Der Regionale Planungsverband Leipzig-Westsachsen hat den zweiten 
Entwurf der „Teilfortschreibung Erneuerbare Energien“ vom 20.4. bis 
zum 15.6.2026 zur öffentlichen Beteiligung ausgelegt. Die Planungs- 
unterlagen sind umfangreich und juristisch komplex.“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Wie hat die Staatsregierung sichergestellt, dass Bürger ohne 

juristische oder planerische Fachkenntnis die hochkomple-
xen Planunterlagen des RPV Leipzig-Westsachsen innerhalb 
der achtwöchigen Frist sachgerecht durcharbeiten und quali-
fizierte Stellungnahmen abgeben können? 

 
Von einer Beantwortung wird abgesehen.  
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. 
Sie ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre 
Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres 
Verantwortungsbereichs liegen. 
 
Die Regionalplanung obliegt als gesetzliche Aufgabe den Regionalen  
Planungsverbänden. Die kommunal verfassten Regionalen Planungs- 
verbände sind daher für die Verfahrensführung zuständig und sind verpflichtet, 
alle gesetzlichen Vorgaben einzuhalten. Zu den gesetzlichen Pflichten zählt 
auch die Durchführung des Verfahrens der Öffentlichkeitsbeteiligung und die 
hiermit verbundene Vorbereitung der Planunterlagen. Das Sächsischen 

 

 

Durchwahl 

Telefon +49 351 564 50000 

Telefax +49 351 564 51099 

 

 

Staatsministerin@ 

smil.sachsen.de 

 

Ihr Zeichen 

 

 

Ihre Nachricht vom  

10. Juni 2026 

 

Aktenzeichen 

(bitte bei Antwort angeben) 

Z-1053/149/313-2026/30033 

 

Dresden, 9. Juli 2026 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR INFRASTRUKTUR UND LANDESENTWICKLUNG 
Archivstraße 1 | 01097 Dresden 



 

Seite 2 von 3 

Staatsministerium für Infrastruktur und Landesentwicklung (SMIL) übt als zuständiges 
Ressort die Rechtsaufsicht über die Regionalen Planungsverbände aus. Der Rechtsauf-
sicht immanent ist der Grundsatz, dass nur eine Prüfung der Gesetzmäßigkeit erfolgen 
kann. Das SMIL prüft, ob sich bei der Ausübung der übertragenen Aufgaben Konflikte 
mit höherrangigem Recht ergeben und darf von Gesetzes wegen nur dann rechts- 
aufsichtlich tätig werden, wenn sich Konflikte ergeben. Die Staatsregierung kann nicht 
beeinflussen, wie die Regionalen Planungsverbände die Planunterlagen erstellen und 
welche weitergehenden Informationen zur Verfügung gestellt werden. Es ist nicht  
Aufgabe der Staatsregierung, die Planunterlagen der Regionalen Planungsverbände  
dahingehend zu prüfen, ob sie auch für Personen ohne planerische oder juristische 
Fachkenntnisse verständlich sind. 
 
Frage 2: Welche konkreten Unterstützungsangebote (z. B. leicht verständliche 

Erläuterungsberichte, digitale Beteiligungstools, Beratungsangebote 
vor Ort) hat der Freistaat Sachsen den Bürgern während des laufenden 
Beteiligungsverfahrens zur Verfügung gestellt? 

 
Von einer Beantwortung wird abgesehen.  
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist  
daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit  
fallen und muss nicht auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs 
liegen. 
 
Die Staatsregierung ist nicht zuständig für die Planaufstellungsverfahren der Regionalen 
Planungsverbände. Dies schließt auch Unterstützungsangebote und Informationsveran-
staltungen mit ein. Diese sind allein von der verfahrensführenden Stelle, also den  
Regionalen Planungsverbänden, bei Bedarf zur Verfügung zu stellen beziehungsweise 
durchzuführen. Von den Regionalen Planungsverbänden wurden selbst Beratungsange-
bote in Form von Informationsveranstaltungen angeboten. 
 
 
Frage 3: Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse darüber vor, dass einzelne 

Gemeinden im Beteiligungsverfahren aufgrund fehlender eigener  
Planungskapazitäten keine fachlich fundierte Stellungnahme abgeben 
können? 

 
Von einer Beantwortung wird abgesehen. 
 
Der Staatsregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor. Die Staatsregierung 
ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher lediglich in Ange-
legenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und muss nicht auf 
Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen. 
 
Letzteres ist hier der Fall, denn die Abgabe der Stellungnahmen und die Prüfung der 
Stellungnahmen erfolgen im Rahmen des jeweiligen Planaufstellungsverfahrens. Die 
Staatsregierung ist nicht zuständig für die Prüfung oder Beurteilung der Stellungnahmen, 
da dies in die Zuständigkeit der Regionalen Planungsverbände fällt. 
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Frage 4: Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus der Kritik, dass 
die Bürgerbeteiligung bei der Regionalplanung stark behindert ist, 
wenn die Planunterlagen für Laien nicht verständlich aufbereitet sind? 

 
Von einer Beantwortung wird abgesehen. 
 
Die Frage ist auf eine Bewertung gerichtet, die die Staatsregierung bisher nicht getroffen 
hat. Zur Abgabe einer Bewertung ist die Staatsregierung nicht verpflichtet. 
 
Für die Auswertung, ob die Informationsangebote ausreichen und eine Nachvollziehbar-
keit der Planunterlagen für jedermann gegeben ist, ist die Staatsregierung nicht  
zuständig. 
 
Frage 5: Wie hat die Staatsregierung sichergestellt, dass die Mitglieder der  

Verbandsversammlungen der Regionalen Planungsverbände über die 
erforderliche fachliche Qualifikation verfügen, um die Abwägung von 
Windvorranggebieten rechtssicher vorzunehmen? 

 
Von einer Beantwortung wird abgesehen. 
 
Der Staatsregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor. Die Staatsregierung 
ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher nur in solchen 
Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und muss nicht 
auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen. 
 
Die Regionalen Planungsverbände verfügen über eigene Personalhoheit. Die Staatsre-
gierung kann insoweit in personeller Hinsicht keine unmittelbare Unterstützung leisten, 
um die fachliche Qualifikation des Personals sicherzustellen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Regina Kraushaar 
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